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Européisches Konjunktur programm

Den Worten Taten folgen lassen

Wirklich auf die Probe gestellt werden die Regierungen und Institutionen Europas vor allem
in Krisenzeiten. Dann missen sie beweisen, dass sie mit Phantasie, Entschlossenheit und
Flexibilitat handeln konnen, dass sie ihr Ohr am Puls der Bedurfnisse der Familien und der
Gemeinschaften in ganz Europa haben, dass sie der Aufgabe gewachsen sind, auf die
plétdiche Verschlechterung der Wachstums- und Beschéaftigungsaussichten in Europa die
richtige Antwort zu finden.

Europa wird in erster Linie an seinen Ergebnissen gemessen. Seit ihrem Amtsantritt stellt
diese Kommission die Fahigkeit der Europdischen Union, fir ihre Blrger konkrete
Ergebnisse zu erzielen, in den Mittelpunkt. Se wird gezielt in den Bereichen tétig, die die
Menschen in der gesamten EU betreffen. Se sucht die partner schaftliche Zusammenarbeit mit
den Betelligten auf allen Ebenen und hat deutlich gemacht, dass ihre Arbeit erst dann als
getan gelten kann, wenn sich ihre Auswirkungen vor Ort bemerkbar machen.

Die gegenwartige Wirtschaftskrise bietet erneut Gelegenheit, den Bewels anzutreten, dass
Europa seinen Birgern den besten Dienst erweist, wenn es konkrete Maf3nahmen ins Zentrum
rickt. Europa kann den Ausschlag geben.

In schwierigen Zeiten ist die Versuchung grof3, sich einem Gefuhl der Machtlosigkeit
hinzugeben. Aber Europa ist nicht machtlos. Die Mdoglichkeiten der Regierungen, die
Instrumente der Europdischen Union und eine kluge Koordinierung bilden zusammen ein
machtiges Gespann, das der Gefahr einer tiefen Rezession Einhalt gebieten kann. Wenn
Europa bereit ist, rasch, selbstbewusst, ehrgeizig und gezielt zu handeln, kann es den
Abschwung bremsen und die Wende herbeifihren. Wir gehen gemeinsam unter oder wir
schwimmen gemeinsam an Land.

Die Europaische Union zeichnet sich besonders durch ihre Fahigkeit aus, die
Zusammenarbeit unter Partnern zu fordern. Die Kombination der MafRnahmen der
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft gibt uns einen starken Hebel an die Hand, um die
Wende herbeizufihren. Se schafft die Grundlage dafir, dass die Starken der einzelnen Teile
Europas ihre optimale Wirkung entfalten und wir die globale Antwort auf die globale Krise
entscheidend mitgestalten konnen.

Vergangenen Monat hat die Kommission aufgezeigt, wie wir entschlossen und koordiniert auf
die Wirtschaftskrise reagieren konnen. Ich freue mich, dass die Regierungen der
Mitgliedstaaten sich bei der Bewaltigung ihrer jeweiligen Probleme von den gemeinsamen
Grundséatzen leiten lassen, die unser Handeln auf europaischer Ebene bestimmen. Heute legt
die Kommission ein Programm vor, um den Abschwung einzudammen und Nachfrage und
Vertrauen zu starken, um Hunderttausende Arbeitspléatze zu retten und grof3e und kleine
Unternehmen in Erwartung einer Riickkehr des Wachstums vor dem Konkurs zu bewahren.

Das Européische Konjunkturprogramm beruht auf zwei Sdulen und einem Grundsatz

e Die erste SAule ist ein massiver Kaufkraftschub fur die Wirtschaft, um die Nachfrage zu
beleben und das Vertrauen wiederherzustellen. Die Kommission schlagt als
Dringlichkeitsmaldnahme vor, dass die Mitgliedstaaten und die EU umgehend eine
Finanzspritze in Hohe von 200 Mrd. EUR (1,5 % des BIP) zur Verfligung stellen, um - bei
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uneingeschrankter Beachtung des Stabilitdts- und Wachstumspakis - einen sofortigen
Nachfragesprung auszul 6sen.

Die zweite SAule beruht auf der Notwendigkeit, mit kurzfristigen Mal3nahmen Europas
Wettbewerbsfahigkeit  langfristig zu starken. Geplant ist ein  umfassendes
Mafinahmenprogramm fur ,, intelligente® Investitionen. Intelligente Investitionen sind
Investitionen in die richtigen Qualifikationen flr den Bedarf von morgen, Investitionen in
Energieeffizienz, um Arbeitspléatze zu schaffen und Energie zu sparen, Investitionen in
umweltfreundliche Technologien, um Wirtschaftszweige wie das Baugewerbe und die
Automobilindustrie fir die Markte von morgen fit zu machen, auf denen Schadstoffarmut
Trumpf ist, und schliefdlich Investitionen in Infrastruktur und Verbundsysteme zur
Forderung von Effizienz und Innovation.

Gleichzeitig werden die zehn Konjunkturmaf3nahmen des Programms den Mitgliedstaaten
dabei helfen, die richtigen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Maf3nahmen zu treffen,
um den Herausforderungen von heute zu begegnen, den KMU neue
Finanzierungsmoglichkeiten zu erschlief3en, die Verwaltungslast zu senken und
Investitionen in die Modernisierung der Infrastruktur anzustoflen. So wird ein
wettbewer bsfahiges Europa mit einer zunehmend schadstoffarmen Wirtschaft entstehen.

Das Programm beruht auf dem Grundsatz von Solidaritat und sozialer Gerechtigkeit. In
Krisenzeiten missen wir vor allem denen helfen, die unsere Unterstiitzung am meisten
benttigen. Wir missen Arbeitsplétze sichern, indem wir die Sozialabgaben senken. Wir
mussen denjenigen, die ihre Arbeit verloren haben, umgehend langfristige Perspektiven im
Rahmen des Europaischen Fonds fir die Anpassung an die Globalisierung sowie durch
eine raschere Bereitstellung von Mitteln aus dem Europaischen Sozialfonds bieten. Wir
missen die Energiekosten fur die am stérksten Benachteiligten durch gezielte
Ener giesparmal3nahmen senken. Wir missen dafiir sorgen, dass auch digjenigen Menschen
die Moglichkeit erhalten, das Internet als Kommunikationsmittel zu nutzen, die dies bisher
nicht konnten.

Ich bin Uberzeugt, dass Krisenzeiten die Mdoglichkeit bieten, umzudenken und
Strukturreformen einzuleiten, damit wir in der globalisierten Wirtschaft von morgen bestehen
konnen. Diesist eine grof3e Chance fur Europa.

Ein umfassendes und ehrgeiziges Konjunkturprogramm liegt nun vor. Je schneller wir es
verwirklichen, desto friher wird die dringend benétigte Hilfe bei den Europdern ankommen.

José Manuel Duré&o Barroso
Brissel, den 26. November 2008
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1. EINLEITUNG

Die weltweite Finanzkrise hat die EU hart getroffen. Kreditverknappung, fallende
Immobilienpreise und Kurstirze an den Borsen fihren zu einem immer stérkeren
Vertrauensverlust bei den Verbrauchern sowie zu einem Einbruch bel Nachfrage und
Investitionen. Die Haushalte stehen enorm unter Druck. Die Auftragsbiicher der Unternehmen
sind leer. In Wirtschaftszweigen, die von Verbraucherkrediten abhangen — bei spiel sweise dem
Baugewerbe und der Automobilindustrie — haben sich die Méarkte in vielen Mitgliedstaaten
drastisch verschlechtert.

Die jungsten Wirtschaftsprognosen zeichnen ein diusteres Bild. Ohne Korrekturmal3nahmen
wird der EU 2009 voraussichtlich ein Wachstum um die null Prozent sowie méglicherweise
eine Rezession bevorstehen, und die Zahl der Arbeitslosen wird in den néchsten zwei Jahren
um rund 2,7 Millionen steigen. In den Wochen nach V eréffentlichung der Prognosen hat sich
die wirtschaftliche Situation noch weiter verschlechtert:

— Die Situation auf den Finanzméarkten ist nach wie vor kritisch und bleibt voraussichtlich
langer al's erwartet angespannt.

— Das Vertrauen der Haushalte und Unternehmen ist starker al's erwartet gesunken.

— Die Verlangsamung der Wirtschaftstétigkeit greift auf die Schwellenlander Gber, was sich
negativ auf die europdischen Exporte auswirkt.

Die Eurozone und mehrere Mitgliedstaaten befinden sich bereits in einer Phase der Rezession.
Dabel besteht die Gefahr, das sich die Situation noch weiter verschéarft. Investitionen und
private Kéufe drohen aufgeschoben zu werden, wodurch ein Teufelskreisin Gang kommt: Die
Nachfrage sinkt, Unternehmensaktivitéten werden zurlickgefahren, es gibt weniger
Innovationen und mehr Arbeitslose. Dies kdnnte in der EU zu einer schweren und lang
anhaltenden Rezession fuhren. Néchstes Jahr wére dann mit einem weiteren
Konjunkturriickgang und moglicherwei se weiteren Millionen von Arbeitslosen zu rechnen.

Europa muss schnell und entschlossen handeln, um diese Abwaértsspirale zu stoppen. Dabei
sind ale zur Verfigung stehenden Mittel zu nutzen. Die Mitgliedstaaten und die Union
mussen geschlossen vorgehen, sich auf européischer Ebene abstimmen und ihre Mal3nahmen
in eine globale Krisenbewadltigungsstrategie einflief3en lassen. Im Kontext der Finanzkrise hat
die Union dafiir gesorgt, dass die Mal3nahmen auf Ebene der EU und der Mitgliedstaaten
Hand in Hand gingen. Dieses Vorgehen hat sich bewéhrt und zu einem &uf3erst kritischen
Zeitpunkt fur Stabilitét gesorgt. Die Mitgliedstaaten sollten nun erneut die Starken der EU
nutzen: effiziente Koordination, ein glaubwirdiger Rahmen durch den Stabilitéts- und
Wachstumspakt und die Lissabon-Strategie, sowie GroRenvorteile durch den Euro und den
weltweit grofdten Binnenmarkt. Das Zusammenspiel nationaler und EU-weiter Mal3nahmen
kann alen Mitgliedstaaten helfen, den Turbulenzen der weltweiten Wirtschaftskrise zu trotzen
und sogar gestarkt aus der Krise hervorzugehen.

Insbesondere der Euro hat sich as unschétzbarer Wert fur die EU-Wirtschaft und as
Stabilitdtsanker erwiesen. Dank der starken Position der unabhangigen Européischen
Zentralbank bietet der Euro Schutz gegen Wechselkursschwankungen, die die Wirtschaft
destabilisieren und die nationalen Krisenbewal tigungsmal3nahmen deutlich erschwert hétten.

Vor einem Monat hat die Kommission ihre Strategie zur Bewadltigung der Finanzkrise
vorgestellt, mit der die Probleme der Wirtschaft im weiteren Sinne angegangen werden und
Europa eine Schlisselrolle bei der weltweiten Reaktion auf die Finanzkrise eingeréaumt
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werden soll*. Anfang November verstandigten sich die Staats- und Regierungschefs der EU
darauf, dass ein koordiniertes Vorgehen nétig ist und baten fir ihre Tagung im Dezember um
Diskussionsvorschlége seitens der Kommission.

Europaisches Konjunkturprogramm

Das Européische Konjunkturprogramm ist die Antwort der Kommission auf die derzeitige
Wirtschaftslage. Angesichts des Ausmaldes der aktuellen Krise braucht die EU einen
koordinierten Ansatz, der schlagkraftig genug ist, um das Vertrauen der Verbraucher und der
Wirtschaft wiederherzustellen. Er muss alle politischen Hebel nutzen, die auf Ebene der EU
und der Mitgliedstaaten zur Verfigung stehen. Die meisten wirtschaftspolitischen Hebel,
insbesondere die zur kurzfristigen Ankurbelung der Verbrauchernachfrage, liegen in der Hand
der Mitgliedstaaten. Gerade weil die einzelnen Mitgliedstaaten Uber einen ganz
unterschiedlichen haushaltspolitischen Spielraum verfigen, ist eine effiziente Koordinierung
umso wichtiger.

Alle Mitgliedstaaten werden Mal3nahmen zur Krisenbewaltigung ergreifen missen. Durch die
richtige Koordination der einzelnen nationalen Anstrengungen konnen verschiedene Ziele
paralel in Angriff genommen und der Abschwung kurzfristig abgefedert werden. Ferner
konnen damit auch digjenigen Strukturreformen vorangebracht werden, die es der EU
ermaoglichen, gestarkt aus der Krise hervorzugehen, ohne die langerfristige haushaltspolitische
Stabilitdt zu beeintrachtigen. Das Europdische Konjunkturprogramm setzt daher insbesondere
auf Innovation und eine stérkere 6kol ogische Ausrichtung der EU-Investitionen. Die EU kann
solchen ,intelligenten Mal3nahmen* einen deutlichen Schub geben, indem sie ihre
Malnahmen und Finanzmittel so kombiniert, dass die Mitgliedstaaten dabei unterstiitzt
werden, digenigen Investitionsvorhaben fortzufilhren oder anzustof3en, die Arbeitsplatze
schaffen, die Nachfrage ankurbeln und Europa noch besser in die Lage versetzen, aus der
Globalisierung Nutzen zu ziehen.

Mit dem Konjunkturprogramm sollen folgende strategische Ziele erreicht werden:
— Schnelles Ankurbeln der Nachfrage und Stéarkung des Vertrauens der Verbraucher;

— Abfedern der Auswirkungen des Konjunkturriickgangs auf die Menschen, insbesondere auf
die wirtschaftlich Schwéchsten: Viele Arbeiter und ihre Familien sind bereits Opfer der
Krise oder drohen es zu werden. Mit gezielten Malinahmen konnen sie dabei unterstitzt
werden, den Arbeitsplatzverlust besser zu verkraften, schnell wieder einen Job zu finden
und der Langzeitarbeitsosigkeit zu entgehen;

— Europa fur den Aufschwung risten, so dass die europaische Wirtschaft daraus Nutzen
ziehen und — wie in der Lissabon-Strategie fur Wachstum und Beschéftigung skizziert —
den Anforderungen im Hinblick auf Wettbewerbs- und Zukunftsféhigkeit gerecht werden
kann. Das bedeutet, dass die notwendigen Strukturreformen vorangebracht werden,
Forderung der Innovation und Aufbau einer wissensbasierten Wirtschaft;

— Beschleunigte Veranderung hin zu einer Wirtschaft mit geringem CO,-Ausstol3. Unter
diesen Voraussetzungen ist Europa gut aufgestellt, um seine Strategie zur Begrenzung des
Klimawandels und zur Forderung der Energiesicherheit in die Tat umzusetzen. Diese
Strategie wird neue Technologien férdern, neue ,grine Jobs* schaffen,
Geschaftsmoglichkeiten auf schnell wachsenden Weltmérkten eréffnen, die Energiekosten

! Mitteilung vom 29. Oktober — KOM(2008) 706.
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fur Birger und Unternehmen in einem Uberschaubaren Rahmen halten und die
Abhangigkeit Europas von Energieeinfuhren aus dem Ausland verringern.

Zur Verwirklichung dieser Ziele ist das Européische Konjunkturprogramm darauf
ausgerichtet,

— durch koordiniertes Vorgehen Synergien zu nutzen und nachteilige Dominoeffekte zu
verhindern;

— alle verfugbaren politischen Hebel zu nutzen, die die Finanzpolitik, die AulRenpolitik sowie
Struktur- und Finanzmarktreformen bieten;

— Sofortmal3nahmen und die mittel- und langfristigen Ziele der EU aufeinander
abzustimmen;

— der Tatsache Rechnung zu tragen, dass es sich um ein Problem globalen Ausmal3es handelt
und der Beitrag der EU auf die internationalen Mal3nahmen abzustimmen ist.

Das Europédische Konjunkturprogramm umfasst ein ehrgeiziges Paket antizyklischer
makrotkonomischer Krisenbewaltigungsmalinahmen zur Unterstiitzung der Realwirtschaft.
Ziel ist es, eine tiefe Rezession zu verhindern. Grundlage des Programms bilden der
Stabilitéts- und Wachstumspakt und die Lissabon-Strategie fur Wachstum und Beschéftigung.

e Vorgesehen ist eine sofortige Anschubfinanzierung in Héhe von 200 Mrd. EUR (1,5 % des
BIP der EU), die sich aus zusédtzlichen Haushaltsmitteln der Mitgliedstaaten von
170 Mrd. EUR (ungeféhr 1,2 % des BIP der EU) sowie EU-Mitteln zur Unterstiitzung von
Sofortmal3nahmen in Hohe von 30 Mrd. EUR (ungefahr 0,3 % des BIP) zusammensetzt;

e Gleichzeitig soll unsere Wirtschaft dank einer Reihe gemeinsamer, auf der Lissabon-
Strategie basierender Schwerpunktmal3nahmen an  langfristige Herausforderungen
angepasst werden, wobei die Strukturreformen zur Steigerung des Wachstumspotenzials
fortgefuhrt werden.

2. UNTERSTUTZUNG DER REALWIRTSCHAFT UND STARKUNG DESVERTRAUENS

Da die Volkswirtschaften aller Mitgliedstaaten eng miteinander verflochten sind, einen
Binnenmarkt haben und viele politische Mal3nahmen gemeinsam durchfiihren, muss unser
Handeln wahrungs-, kredit- und haushaltspolitische Aspekte sowie Mal3nahmen im Rahmen
der Lissabon-Strategie fur Wachstum und Beschéftigung berticksichtigen.

2.1. Wahrungs- und kreditpolitische Aspekte
2.1.1. DieRolleder Européischen Zentralbank und anderer Zentralbanken

In der gegenwartigen Phase spielt die Geldpolitik eine entscheidende Rolle. Angesichts der
mittelfristig erwarteten Inflation hat die Europédische Zentralbank (EZB) fir die Eurozone
zusammen mit anderen EU-Zentralbanken bereits die Zinsen gesenkt. Die EZB hat
signalisiert, dass es Spielraum fir weitere Senkungen gibt. Sie hat bereits ihre Bedeutung fur
die Stabilisierung der Markte durch die Vergabe von Krediten an Banken und ihren Beitrag
zur Liquiditdt nachgewiesen.

2.1.2. DieRolleder Banken

Ursache der Probleme der Realwirtschaft ist die Instabilitét auf den Finanzmérkten. Ein
zuverlassiger und effizienter Finanzsektor ist Voraussetzung fir eine gesunde, wachsende
Wirtschaft. Die Stabilisierung des Bankensystems ist daher der erste Schritt zur Eindéammung

DE



DE

des Abschwungs und zur Forderung einer raschen und nachhaltigen Erholung. Die EU muss
diese gemeinsamen Bemihungen um eine Wiederherstellung der Stabilitdt und des
Vertrauens in den nach wie vor anfélligen Finanzsektor fortfihren und die Voraussetzungen
far eine nachhaltige wirtschaftliche Erholung schaffen. Die Krise hat bei der aktuellen
Governance der Finanzmérkte Risiken aufgezeigt, die in Zeiten schwerer Turbulenzen real
und systemisch geworden sind oder dies werden konnten. Das Reformtempo wird in den
kommenden Monaten aufrechterhalten, um die Stabilitdt wiederherzustellen und die
Interessen der europdischen Birger und Unternehmen zu schitzen.

Entscheidend ist jedoch im Augenblick, dass die Banken ihre normale Aufgabe wieder
wahrnehmen, Liquiditdt bereitstellen und Investitionen in die Realwirtschaft fordern. Die
Mitgliedstaaten sollten die umfangreichen Finanzhilfen fir den Bankensektor nutzen, um eine
Ruckkehr zur normalen Kreditvergabe zu beschleunigen und sicherzustellen, dass die
Zinssenkungen an die Kreditnehmer weitergegeben werden. Die Kommission wird die
Auswirkungen der zur Unterstitzung des Bankensektors getroffenen Mal3nahmen auf
Wirtschaft und Wettbewerb weiterhin tberwachen.

2.1.3. Die Rolle der Europaischen Investitionsbank und der Europdischen Bank fur
Wiederaufbau und Entwicklung

Die gegenwartige Krise erfordert verstérkte Interventionen der Européischen Investitionsbank
(EIB)-Gruppe. Die EIB erhoht in den nachsten zwei Jahren ihre jéhrlichen Interventionen in
der EU um rund 15Mrd. EUR. Diese verstdrkte Aktivitdt in Form von Darlehen,
Betelligungskapital, Garantien und Finanzierungen auf Risikoteilungsbasis wird auch zu einer
positiven Hebelwirkung durch zusétzliche Investitionen aus privaten Quellen flhren.
Insgesamt tragt dieses von der EIB vorgeschlagene Paket dazu bei, in den nachsten zwei
Jahren zusétzliche private Ressourcen zur Unterstitzung weiterer Investitionen zu
mobiliseren. Damit die EIB ihre Finanzierungstétigkeit ausbauen kann, sollten die
Mitgliedstaaten noch vor Ende des Jahres als deutliches politisches Signal fur die Méarkte und
zur Erhohung der Darlehenskapazitdt der Bank beschlief3en, die EIB-Reserven zur Starkung
ihrer Kapitalbasis in der GrofRenordnung von 60 Mrd. EUR einzusetzen. Die Européische
Bank fir Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) dirfte ebenfalls ihr derzeitiges
Finanzierungsniveau in den neuen Mitgliedstaaten um 500 Mio. EUR pro Jahr aufstocken.

2.2. Haushaltspolitik

Die Wiederherstellung des Vertrauens hangt von der Fahigkeit Europas ab, die Nachfrage zu
stérken, indem Haushaltspolitik im Rahmen der Flexibilitat, die der Uberarbeitete Stabilitéts-
und Wachstumspakts bietet, genutzt wird. Unter den derzeitigen Umstanden kommt der
Haushaltspolitik eine noch wichtigere Rolle bel der Stabiliserung der Wirtschaft und
Erhaltung der Nachfrage zu.

Nur mit einem umfangreichen Konjunkturpaket kann Europa auf den erwarteten
Abwartstrend bei der Nachfrage und die negativen Auswirkungen auf Investitionen und
Beschéftigung reagieren. Daher schlégt die Kommission vor, dass die Mitgliedstaaten sich auf
ein koordiniertes Konjunkturpaket einigen, das rechtzeitig, zielgerichtet und befristet ist und
sofort durchgefuhrt wird.

Dieses koordinierte Konjunkturpaket im Rahmen der nationalen Haushalte sollte einen
Umfang von 170 Mrd. EUR, d.h. 1,2 % des BIP der Union, haben, um zusétzlich zu den
automatischen Stabilisatoren nachhaltig positive und rasche Auswirkungen auf Wirtschaft und
Beschéftigung in Europa zu zeitigen. Die dabei vorgesehenen Ausgaben und/oder
Steuersenkungen muissen im Einklang stehen mit der Flexibilitdét des Stabilitdts- und
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Wachstumspakts und die Strukturreformen der Lissabon-Strategie unterstiitzen. Das
Konjunkturpaket sollte zeitlich begrenzt sein. AnschlieRend sollten die Mitgliedstaaten fir
eine Verbesserung der offentlichen Finanzlage sorgen und sich wieder auf die mittelfristigen
Haushaltsziele besinnen.

Zur Optimierung ihrer Auswirkungen sollten die Haushaltsanreize die Ausgangslage der
einzelnen Mitgliedstaaten berlicksichtigen. Es ist klar, dass sich nicht alle Mitgliedstaaten in
der gleichen Lage befinden. Die Mitgliedstaaten, die die guten Zeiten genutzt haben, um
tragfahigere offentliche Finanzen zu erreichen und ihre Wettbewerbsposition zu verbessern,
haben jetzt mehr Spielraum. In den Mitgliedstaaten, insbesondere auf3erhalb der Euro-Zone,
die mit erheblichen auf3en- und binnenwirtschaftlichen Ungleichgewichten zu kémpfen haben,
sollte die Haushaltspolitik im Wesentlichen darauf abzielen, diese Ungleichgewichte zu
korrigieren.

Das Konjunkturpaket muss zweckmafdig sein und auf folgenden Grundsétzen beruhen:
(1) Es muss rechtzeitig, befristet, zielgerichtet und koordiniert sein.
Nationale Konjunkturpakete sollten insbesondere

— rechtzeitig sein, so dass sie in Zeiten geringer Nachfrage rasch die Wirtschaftstatigkeit
fordern, da Verzogerungen bei der Umsetzung dazu fihren konnten, dass der
finanzpolitische Impuls erst in der Erholungsphase spurbar wird,;

— befristet sein, um eine standige Verschlechterung der Haushaltslage zu vermeiden, die die
Nachhaltigkeit geféahrden und schlieffdlich eine Finanzierung durch fortlaufende
Steuererhéhungen erfordern wirde;

— Zielgerichtet auf die Quelle der wirtschaftlichen Herausforderung (zunehmende
Arbeitdosigkeit, kreditabhangige Unternehmen/Haushalte usw.) sein und die
Strukturreformen unterstiitzen, da dies die stabilisierende Wirkung der begrenzten
Haushaltsmittel maximiert;

— koordiniert sein, so dass sie die positiven Auswirkungen multiplizieren und eine
langfristige Tragfahigkeit des Haushalts gewéahrleisten.

(2) Es sollte Einnahmen- und Ausgabeninstrumente einsetzen.

Allgemein gilt, dass Offentliche Ausgaben, die nach eigenem Ermessen getétigt werden,
kurzfristig positivere Auswirkungen auf die Nachfrage haben as Steuersenkungen. Dies liegt
daran, dass enige Verbraucher lieber sparen as konsumieren, es sei denn, die
Steuersenkungen sind zeitlich begrenzt. Angesichts der unterschiedlichen Situationen der
Mitgliedstaaten sind folgende Malinahmen in Erwégung zu ziehen®:

— Die offentlichen Ausgaben haben kurzfristig Auswirkungen auf die Nachfrage.
Mal3nahmen, die rasch durchgefiihrt werden konnen und auf Haushalte ausgerichtet sind,
die von dem Abschwung besonders hart betroffen sind, flief3en nahezu unmittelbar in den
Konsum. Dies gilt beispielsweise fur zeitweilig erhohte Transferzahlungen an Arbeitslose
oder Haushalte mit niedrigem Einkommen oder fir eine voriibergehende V erlangerung der
Arbeitslosenunterstiitzung. Dies kann auch erfolgen durch die Bereitstellung offentlicher

2 Die algemeinen Empfehlungen und spezifischen MalRhahmen im Zusammenhang mit den in dieser

Mitteilung genannten vorrangigen Bereichen missen den Binnenmarkt- und Wettbewerbsregeln,
insbesondere den Regeln fir staatliche Beihilfen, entsprechen.
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Investitionen fur Projekte, die den KMU zugute kommen, sowie fir langfristige politische
Ziele wie die Verbesserung der Infrastruktur oder den Kampf gegen den Klimawandel.

— Burgschaften und Darlehenszuschiisse als Ausgleich fir die derzeit ungewohnlich hohen
Risikopramien konnen besonders wirksam in einem Umfeld sein, in dem Kredite allgemein
knapp sind. Sie kdnnen dazu beitragen, den Mangel an kurzfristigem Betriebskapital zu
Uberbriicken, der gegenwartig fur viele Unternehmen ein Problem darstellt.

— Gut konzipierte finanzielle Anreize fir die Beschleunigung der Anpassung unserer
Volkswirtschaften an langfristige Herausforderungen wie Klimawandel, wozu auch
Anreize fur Energieeffizienz gehoren.

— Niedrigere Steuern und Sozialabgaben: niedrigere Sozialabgaben fur Arbeitgeber konnen
positive Auswirkungen auf die Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplétizen haben,
wahrend eine niedrigere Besteuerung von Arbeitseinkommen die Kaufkraft fordern kann,
insbesondere fur Niedriglohnempfanger.

— Eine voribergehende Senkung des MwSt-Normalsatzes kann schnell vorgenommen
werden und konnte finanzielle Anreize zur Konsumsteigerung bewirken.

(3) Es sollteim Rahmen des Stabilitats- und Wachstumspakts erfolgen.

Die Haushaltspolitik sollte im Rahmen des Stabilitéts- und Wachstumspakts erfolgen, um
einen einheitlichen und glaubwirdigen Politikrahmen zu schaffen. Aufgrund der 2005
erfolgten Uberarbeitung des Paktes konnen die konjunkturellen Bedingungen besser
berticksichtigt und die mittel- und langfristige Finanzdisziplin gestéarkt werden. Der sich
daraus ergebende Rahmen ist in guten Zeiten anspruchsvoller und bietet in schlechten Zeiten
mehr Flexibilitét. Aul3erordentliche Umsténde, in denen eine Finanzkrise und eine Rezession
gleichzeitig auftreten, rechtfertigen eine koordinierte Haushaltsexpansion in der EU. Fir
einige Mitgliedstaaten bedeutet dies, dass sie den Referenzwert von 3% des BIP
Uberschreiten. Mitgliedstaaten mit einem Ubermaligen Defizit mussen in Zeitr&umen
wirtschaftlicher Erholung Abhilfe schaffen. Dies entspricht voll und ganz den Verfahren des
Stabilitdts- und Wachstumspakts, die sicherstellen, dass das Uberméfdige Defizit zu gegebener
Zeit korrigiert wird, wodurch die langfristige Tragféhigkeit des Haushalts gesichert wird.

Der Stabilitéats- und Wachstumspakt wird daher sorgféltig angewendet, um eine glaubwtrdige
mittelfristige Finanzpolitik zu gewahrleisten. Mitgliedstaaten, die antizyklische Mal3nahmen
ergreifen, sollten bis Ende Dezember 2008 ein aktualisiertes Stabilitéts bzw.
Konvergenzprogramm vorlegen. In dieser Aktualisierung sollten die Mal3nahmen aufgefthrt
werden, mit deren Hilfe die schlechte Haushaltdage verbessert und eine langfristige
Tragféhigkeit erreicht werden soll. Die Kommission Uberprift die Haushaltsanreiz-
Malinahmen sowie die Stabilitdétss und Konvergenzprogramme anhand aktualisierter
Prognosen und berdt die Mitgliedstaaten im Hinblick auf die jeweilige Vorgehensweise,
wobel sie sich auf folgende Ziele stitzt:

— Gewdhrleistung der Reversibilitét von Mal3nahmen, die kurzfristig zu steigenden Defiziten
fahren;

— Verbesserung der mittelfristigen Haushaltspolitik durch Stérkung der nationalen
Haushaltsvorschriften und Finanzrahmen;

— Sicherung der langfristigen Tragfahigkeit der offentlichen Finanzen, vor allem durch
Reformen, die den Anstieg der alterungsbedingten Ausgaben eindammen.

DE



DE

(4) Es sollte einhergehen mit Strukturreformen, die die Nachfrage stitzen und die
Widerstandskraft starken.

Waéhrend die meisten unmittelbaren Auswirkungen auf Wachstum und Beschéftigung durch
kurzfristige wahrungs- und finanzpolitische Anreize zustande kommen, muss ein umfassendes
Erholungsprogramm auch eine ehrgeizige Strukturreformagenda beinhaten, die auf die
Bedirfnisse der einzelnen Mitgliedstaaten zugeschnitten ist, damit diese gestarkt aus der
Krise hervorgehen. Dies liegt zum Teil daran, dass einige der Strukturreformen auch einen
Beitrag zur kurzfristigen Starkung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage leisten kdnnen.
Ferner sind Strukturreformen nétig, um einige der tieferen Ursachen der gegenwartigen Krise
Zu beseitigen und die fur eine rasche Erholung erforderlichen Anpassungskapazitéten der
Volkswirtschaft zu stérken.

Eine widerstandsfahige, flexible Wirtschaft tragt dazu bei, die negativen Auswirkungen einer
Wirtschaftskrise zu mildern. Durch die Lissabon-Strategie wurden die wirtschaftlichen
Grundlagen Europas bereits gestarkt. Entsprechend abgestimmt kénnten die Strukturreformen
der Lissabon-Strategie eine angemessene kurzfristige politische Resktion auf die Krise
darstellen, da sie fur mehr wirtschaftliche Belastbarkeit und Flexibilitdt sorgen. Die
Mitgliedstaaten sollten folgende Mal3nahmen ins Auge fassen:

— Forderung der Kaufkraft durch besseres Funktionieren des Marktes. Mal3nahmen zur
V erbesserung der Funktionsweise der wichtigsten Méarkte helfen, durch Senkung der Preise
die Nachfrage aufrechtzuerhalten und somit die Kaufkraft der Privathaushalte zu fordern.

— Sofortige Inangriffnahme der Probleme bel der Wettbewer bsfahigkeit: Mitgliedstaaten mit
Inflation und Problemen bel der Wettbewerbsfahigkeit missen unverziglich Mal3nahmen
zur  Sta&rkung der  Verbindung  zwischen  Lohnbildungsmechanismus  und
Produktivitétsentwicklungen ergreifen.

— Forderung von Beschaftigung und Erleichterung der Ubergange auf dem Arbeitsmarkt:
Die Hauptherausforderung auf den heutigen Arbeitsmérkten ist es, den schadlichen Abbau
von Arbeitsplétzen durch voribergehend von kurzfristigen Nachfrageproblemen betroffene
Industriezweige zu vermeiden. Hierzu kénnten flexiblere Arbeitszeitregelungen oder eine
verbesserte Arbeitsvermittiung beitragen.

— Burokratieabbau fur Unternehmen. Derartige Reformen steigern die Produktivitdt und
stérken die Wettbewerbsfahigkeit. Zu den rasch umzusetzende Malinahmen gehdren
anhaltende Bemihungen um eine Reduzierung des birokratischen Aufwands bel
Unternehmensgrindungen.

2.3. Malinahmen in den vier vorrangigen Bereichen der Lissabon-Strategie

Um den groftmoglichen Nutzen zu erreichen, die Ziele des Konjunkturprogramms zum
Schutz der Menschen zu verwirklichen, und zu verhindern, dass die Krise die
Aufmerksamkeit von den langfristigen Interessen der EU und der Notwendigkeit, in ihre
Zukunft zu investieren, ablenkt, sollte es eine enge Verbindung zwischen den finanziellen
Anreizen und den in diesem Abschnitt beschriebenen Malnahmen in den vier
Schwerpunktbereichen der Lissabon-Strategie (Menschen, Wirtschaft, Infrastruktur und
Energie, Forschung und Innovation) geben. Um dies zu erreichen, wird die Kommission am
16. Dezember 2008 fir jeden einzelnen Mitgliedstaat einen Bericht vorlegen, der Vorschlage
fur Empfehlungen im Rahmen ihres jahrlichen Lissabon-Pakets enthalt

Eine geschickte Verknipfung von EU-Strategien und EU-Mitteln kann als Katalysator fir
Schlisselinvestitionen wirken, die der EU den Weg zu nachhatigem Wohlstand in der
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Zukunft bereiten. Sie ist ebenso bedeutsam fir die Schaffung stabiler, berechenbarer
Rahmenbedingungen, um V ertrauen zu schaffen, Investitionen zu erleichtern und gemeinsame
Probleme moglichst kostenglinstig zu [6sen. Einige der in diesem Abschnitt vorgeschlagenen
Malinahmen zielen darauf ab, durch die Bereitstellung von EU-Mitteln einen direkten Beitrag
zu fiskalpolitischen Impulsen zu vermitteln und die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung ihrer
Strategien zu unterstitzen. Andere Malinahmen bezwecken eine Verbesserung der
Rahmenbedingungen fir Investitionen sowie die Verringerung der Verwaltungslasten und die
Beschleunigung von Innovationen. Diese Maldnahmen bilden ein integriertes Paket.
Hinsichtlich der jeweiligen Auswirkungen auf den Haushalt ist den im vorangehenden
Abschnitt dargelegten Grundsdtzen Rechnung zu tragen.

2.3.1. Scherung der Beschaftigung und Forderung der unternehmerischen Initiative

Am alerwichtigsten ist es, die européischen Birger vor den schlimmsten Auswirkungen der
Finanzkrise zu bewahren, denn sie sind — ob als Arbeitnehmer, in Privathaushalten oder as
Unternehmer — als erste betroffen. Bei der Bewaltigung der Auswirkungen der Finanzkrise
auf die Beschaftigung und in sozialer Hinsicht sollten die Mitgliedstaaten die Sozialpartner
aktiv einbeziehen.

a) Menschen

Die Umsetzung aktiver Eingliederungs- und integrierter Flexicurity-Strategien mit den
Schwerpunkten Aktivierung, Umschulung und Qualifizierung ist fur die Forderung der
Beschéftigungsfahigkeit, die rasche Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt von
Beschéftigten, deren Arbeitplatz gestrichen wurde, und zur Vermeidung von
Langzeitarbeitdosigkeit von ausschlaggebender Bedeutung. Wichtig ist in  diesem
Zusammenhang auch eine angemessene soziadle Sicherung, die sowohl Anreize zur
Arbeitsaufnahme schafft als auch die Kaufkraft sichert.

1. Umfangreiche européische I nitiative zur Beschaftigungsfor derung

a) Die Kommission schlégt vor, die Kriterien fur die Forderung durch den Européischen
Sozialfonds (ESF) zu vereinfachen und ab Anfang 2009 die Vorauszahlungen zu
beschleunigen, damit die Mitgliedstaaten rascher auf bis zu 1,8 Mrd. EUR zugreifen
koénnen, um

— im Rahmen der Flexicurity-Strategien die Aktivierungsprogramme insbesondere in
Bezug auf Geringqualifizierte rasch auszubauen (individuelle Beratung, intensive
(Um-)Schulung und Weiterqualifizierung von Arbeitnehmern, Lehrlingsausbildung,
subventionierte  Arbeitspldtize sowie Zuschisse fur  Selbsténdige und
Unternehmensgrinder) und

— ihre Programme dahingehend neu auszurichten, dass sich die Unter stiitzung auf die
wirtschaftlich Schwachsten konzentriert, und in diesem Zeitraum einschlagige
Projekte erforderlichenfalls vollstandig aus Gemeinschaftsmitteln zu finanzieren;

— die Uberwachung und Abstimmung von Malnahmen zur Entwicklung von
Fahigkeiten und zur Qualifizierung mit den Anforderungen vorhandener und
absehbarer offener Stellen zu verbessern; dies wird in enger Zusammenarbeit der
Sozialpartner, der offentlichen Arbeitsverwaltungen und der Universitdten zu leisten
sein.

In Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten schlégt die Kommission eine

Neuausrichtung der Ausgabenpolitik des ESF vor, damit sichergestellt ist, dass den
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unmittel baren Priorit&ten entsprochen wird.

b) Ferner wird die Kommission eine Uberarbeitung der Regelungen des Eur opéischen
Fonds fur die Anpassung an die Globalisierung vorschlagen, damit dieser rascher in
Schltisselsektoren tétig werden kann, um Schulungen und Stellenvermittlungen fir
digenigen zu kofinanzieren, deren Arbeitsplatz gestrichen wurde, oder um Fachkréfte
im Arbeitsmarkt zu halten, die bei einem erneuten Aufschwung der Wirtschaft benétigt
werden. Die Kommission wird die fur den Fonds verfiigbaren Haushaltsmittel im Lichte
der Umsetzung der Uberarbeiteten Regelungen Uberprifen.

2. Nachfrage nach Arbeitskraft schaffen

— Die Mitgliedstaaten sollten in Betracht ziehen, bei niedrig entlohnten Téatigkeiten
die Sozialabgaben des Arbeitgebers zu senken, um die Beschaftigungsfahigkeit
Geringqualifizierter zu fordern. AuRerdem sollten die Mitgliedstaaten innovative
Losungen erwégen (z.B. Erledigung von Hausarbeiten und Kinderbetreuung gegen
Dienstleistungsschecks, befristete Subventionen fir die Einstellung Benachteiligter),
diein Teilen der EU bereits erfolgreich praktiziert werden.

— Der Rat sollte noch vor dem Fruhjahrsgipfel 2009 den Richtlinienvorschlag
annehmen, demzufolge die MwSt-ErmaRigung fur  arbeitsintensive
Dienstleistungen eine sténdige Regelung werden soll.

b) Wirtschaft

Voraussetzung fur Investitionen, Wachstum und die Schaffung von Arbeitspldtzen im
Privatsektor sind ausreichende und erschwingliche Finanzierungsmoglichkeiten. Die
Mitgliedstaaten missen die Hebelwirkung einer umfangreichen finanziellen Unterstiitzung
des Bankensektors nutzen, um dafiir zu sorgen, dass die Banken ihre normale Kreditvergabe
fortfhren konnen. Um Kleinunternehmen und die unternehmerische Initiative zu
unterstiitzen, mussen vonseiten der EU und der Mitgliedstaaten dringend Schritte zu einer
erheblichen Verringerung der Verwaltungdasten von KMU und Kleinstunternehmen
unternommen werden, insbesondere im Wege der raschen Umsetzung der entsprechenden
Kommissionsvorschlage. Dazu sollte auch die européische Regelung fur kleine Unternehmen
(, Small Business Act*) moglichst rasch umgesetzt werden.

Die EU-Regeln fur staatliche Beihilfen raumen den Mitgliedstaaten ein breites Spektrum an
Maoglichkeiten zur finanziellen Unterstiitzung von Unternehmen, Regionen und Beschéftigten
bzw. Arbeitslosen sowie zur Stimulierung der Nachfrage ein. Diese Regeln sorgen aul3erdem
fur gleiche Wettbewerbsbedingungen und gewdhrleisten, dass staatliche Beihilfen zur
Unterstiitzung von EU-Zielen etwa auf den Gebieten FUE, Innovation, IKT, Verkehr oder
Energieeffizienz eingesetzt werden und nicht durch Begunstigung bestimmter Unternehmen
oder Sektoren den Wettbewerb verfadlschen. In der derzeitigen Ausnahmesituation ist der
Zugang zu Finanzmitteln von grof3ter wirtschaftlicher Bedeutung, weshalb die Kommission
befristet geltende Leitlinien fir die Genehmigung der staatlichen Unterstiitzung von Darlehen
ausarbeiten wird (s.u.).

3. Verbesserung des Zugangs der Unternehmen zu Finanzier ungsmoglichkeiten

— Die EIB hat ein Paket im Umfang von 30 Mrd. EUR fur Darlehen an KMU
zusammengestellt — gegentiber dem bisherigen Darlehensvolumen in diesem Bereich
eine Aufstockung um 10 Mrd. EUR.
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4.

Aul¥erdem erhdht die EIB ihr Darlehensvolumen fur mittelgrof3e Gesellschaften —
ein Schltisselelement der EU-Wirtschaft — um 1 Mrd. EUR pro Jahr. Eine weitere
Milliarde Euro wird die EIB zudem dem EIF fir ene Mezzanine
Finanzierungsfazilitat zur Verfigung stellen.

Die Kommission wird ein Bindel von Vereinfachungsmal3nahmen vorlegen, die
insbesondere den Entscheidungsprozess bei staatlichen Beihilfen beschleunigen
sollen. Jegliche staatliche Beihilfe sollte im Wege von Querschnittsregelungen zur
Unterstitzung der Lissabon-Ziele — Forschung, Innovation, Schulung, Umweltschutz
und insbesondere saubere Technologien, Verkehr und Energieeffizienz — gewahrt
werden. Die Kommission wird den Mitgliedstaaten vorlbergehend gestatten,
Unternehmen den Zugang zu Finanzierungsmitteln zu erleichtern, indem ihnen
subventionierte Burgschaften und Darlehenszuschisse fur Investitionen in Produkte
gewdhrt werden, die Uber die EU-Umweltschutznormen hinausgehenden
Anforderungen genligen®.

Verringerung der Verwaltungsasten und Forderung der unternehmerischen

Initiative

Um die Verwaltungslasten der Unternehmen deutlich zu verringern, den Cash-flow
der Unternehmen zu unterstitzen und mehr Menschen beim Sprung in die
Selbstandigkeit zu helfen, sollten die EU und die Mitgliedstaaten auf der Grundlage des
»Small Business Act” Folgendes bewerkstelligen:

daf Ur sorgen, dass die Grindung eines Unternehmens Uberall in der EU binnen drei
Tagen kostenlos vollzogen werden kann und dass die Formalitaten fir die Einstellung
des ersten Beschéftigten bei einer einzigen Anlaufstelle erledigt werden kénnen;

die Pflicht zur Erstellung von Jahresabschltissen fur Kleinstunternehmen aufheben
(fur die betroffenen Unternehmen wirde dies Einsparungen von schatzungsweise
7Mrd. EUR pro Jahr bedeuten) und das erforderliche Mindestkapital einer
Europaischen Privatgesellschaft auf einen Euro beschranken;

die Annahme des Vorschlags Uber das Statut der Européischen Privatgesellschaft
beschleunigen, damit es ab Anfang 2009 die grenzubergreifenden Tétigkeiten von
KMU erleichtern kann und sie in die Lage versetzt, in der gesamten EU anhand
einheitlicher gesellschaftsrechtlicher Vorschriften tétig zu sein;

daflr sorgen, dass die Behtrden Rechnungen — auch von KMU — Uber Lieferungen
und Dienstleistungen innerhalb eines Monats bezahlen, um Liquiditétsengpéasse zu
vermeiden, und dass elektronische Rechnungen Papierrechnungen gleichgestellt
werden (womit Kosteneinsparungen von bis zu 18 Mrd. EUR erzielt werden
koénnten); aulerdem sollten alle Zahlungsriickstande offentlicher Einrichtungen

Dazu soll der Schwellenwert fur die Nichtbeanstandung bei Risikokapital von derzeit 1,5 Mio. EUR auf
2,5Mio. EUR angehoben werden. Gestattet werden sollen zudem vorbehaltlich  bestimmter
Voraussetzungen und Hdchstbetrdge a) Beihilfen fur Birgschaften fur Darlehen fur bestimmte
Unternehmen, die Schwierigkeiten haben, Darlehen zu erhalten, und b) Beihilfen in H6he von bis zu
50% (bei KMU) bzw. 25% (bei groflen Unternehmen) des Leitzinssatzes fur Darlehen fir
Investitionen in die Herstellung von Produkten, die neue, noch nicht geltende Gemeinschaftsnormen zur
Verbesserung des Umweltschutzes frither al's vorgeschrieben erfiillen oder Gber diese hinausgehen.
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beglichen werden,;

— die Gebthren fur die Anmeldung und das Halten von Patenten um bis zu 75 %
senken und die Kosten fur eine Gemeinschaftsmarke halbieren.

2.3.2.  Waeiter in die Zukunft investieren

Wir erleben gerade den Beginn eines umfangreichen strukturellen Wandels hin zu einer
Wirtschaft mit geringem CO,-AusstoR3. Dies ist fur die EU eine Chance zur Schaffung neuer
Unternehmen, neuer Industrien und von Millionen neuer, gutbezahlter Stellen. Dabei sind alle
Sektoren einzubeziehen: so werden beispielsweise mit dem jingsten Beschluss zum GAP-
Gesundheitscheck 3 Mrd. EUR fir klimafreundliche Investitionen in die Entwicklung des
landlichen Raums gebunden. Rasche Malinahmen konnen hier der Union sowohl kurz- als
auch langfristig Vorteile verschaffen. Um die Investitionstétigkeit zu beschleunigen, gedenkt
die Kommission, die Rechtsvorschriften fur offentlich-private Partnerschaften zur
Durchfiihrung von grof3en Infrastruktur- und Forschungsinvestitionen klarer zu fassen, um
den Rickgriff auf diese Mischform der Finanzierung zu erleichtern.

) Infrastruktur und Energie

Der Schlissel zur Maximierung von Vorteilen und zur Minimierung von Kosten liegt in der
gezielten Nutzung der Mdoglichkeiten zur Steigerung der Energieeffizienz — etwa bei
Gebaduden, Beeuchtungs-, Kuhl- oder Heizungsanlagen — wie auch bel anderen
technologischen Erzeugnissen — etwa Fahrzeugen und Maschinen. Bereits kurzfristig konnen
Privathaushalte und Unternehmen von den umfanglichen positiven Auswirkungen profitieren.

Zugleich muss Europa aber noch rascher in seine Infrastruktur, insbesondere in die
umweltfreundlichen Verkehrsarten im Rahmen der Transeuropéischen Netze (TEN), in
Hochgeschwindigkeits-IKT-Netze, in Energieverbundnetze und in gesamteuropaische
Forschungsinfrastrukturen, investieren. Die Beschleunigung von Infrastrukturinvestitionen
wird nicht nur den in den meisten Mitgliedstaaten derzeit rapiden Rickgang der Investitionen
im Bausektor auffangen, sondern steigert auch langerfristig das Potenzial Europas fur ein
nachhaltiges Wachstum. Insbesondere im Energiesektor wirde eine Reihe ehrgeiziger
europdischer Projekte dazu beitragen, die Energiesicherheit der EU zu verbessern und mehr
Mitgliedstaaten in das européi sche Stromverbundnetz einzubeziehen.

5. Beschleunigung von Investitionen zur Modernisierung der européischen
I nfrastruktur

— Zumindest in den kommenden zwei Jahren steht nicht zu erwarten, dass die im
Finanzrahmen veranschlagten Mittel im Wege des EU-Haushalts zur Génze
ausgegeben werden kdnnen. Die Kommission schlagt daher vor, fur die Jahre 2009
und 2010 zusétzliche Mittel in Hohe von 5 Mrd. EUR fur Projekte im Rahmen der
transeuropaischen Energienetze und fuar Breitband-Infrastrukturprojekte
bereitzustellen. Dazu missten der Rat und das Parlament beschlief3en, den
Finanzrahmen unter Einhaltung der durch den bewilligten Haushalt vorgegebenen
Grenzen zu Uberprifen.

— Mit einer Mittelausstattung von Uber 347 Mrd. EUR fir den Zeitraum 2007-2013
verfugt die Kohasionspolitik Uber erhebliche Mittel zur Unterstitzung offentlicher
Investitionen der Mitgliedstaaten und ihrer Regionen. Allerdings besteht die Gefahr,
dass der auf den nationalen Haushalten lastende Druck die geplanten Investitionen
verlangsamt. Um die Wirtschaft sofort in Schwung zu bringen, sollte die
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Durchfuhrung der Strukturfonds beschleunigt werden. Dazu

— wird die Kommission vorschlagen, mehr Mittel zur Vorfinanzierung von
Programmen bereitzustellen, damit Anfang 2009 bis zu 4,5 Mrd. EUR verflgbar
sind;

— sollten die Mitgliedstaaten die flexiblen Mdoglichkeiten nutzen, um die
Finanzierung von Projekten vorzuziehen, und dabei den von der Gemeinschaft
finanzierten Anteil hdher anzusetzen;

— wird die Kommission eine Reihe weiterer Malinahmen vorschlagen, um die
Durchfuhrung von grof3en Investitionsvorhaben voranzubringen, den Einsatz von
Mitteln im Wege der Finanzierungstechnik zu erleichtern, die Behandlung von
Vorauszahlungen zu vereinfachen und die Mdglichkeiten zur pauschalen
Abrechnung forderfahiger Ausgaben bei alen Fonds zu erweitern.

Die Kommission betont, dass diese V orschlége rasch angenommen werden miissen.

— Bis Ende Mérz 2009 wird die Kommission eine Aufforderung zur Einreichung von
Vorschldgen fir transeuropaische Verkehrsprojekte (TEN-T) im Umfang von
500 Mio. EUR vertffentlichen. Diese Mittel konnten dann noch vor Ende 2009 fur
Baumalinahmen verwendet werden. Damit werden vorhandene Mittel genutzt, die
ansonsten im Rahmen der Halbzeitbilanz des Mehrjahresprogramms TEN-T im Jahr
2010 umgeschichtet wirden.

— Parallel dazu wird die EIB fur die Finanzierung von I nvestitionen zur Bekampfung
des Klimawandels, zur Sicherung der Energieversorgung und fur Infrastrukturprojekte
erheblich mehr Mittel bereitstellen — bis zu 6 Mrd. EUR mehr pro Jahr. Zugleich
wird sie die Durchfihrung der beiden zusammen mit der Kommission entwickelten
innovativen  Finanzierungsinstrumente  (Fazilitdét for  Finanzierungen  auf
Risikoteilungsbasis zur Unterstitzung von FUuE und Kreditgarantieinstrument fur
TEN-Verkehrsprojekte zur Forderung der Betelligung des Privatsektors)
beschleunigen.

— Die EBWE wird fur Projekte zur Steigerung der Energieeffizienz und zur
Einddmmung des Klimawandels sowie  zur Finanzierung  von
Infrastrukturdienstleistungen kommunaler und anderer Stellen mehr als doppelt
so viel Mittel bereitstellen wie bisher. Die dadurch bewirkte Mobilisierung von
Mitteln aufseiten des Privatsektors konnte zu Investitionen im Umfang von
5 Mrd. EUR fuhren.

6. Steigerung der Ener gieeffizienz von Gebduden

Die Mitgliedstaaten und die EU-Organe sollten gemeinsam dringende Mal3nahmen zur
Steigerung der Energieeffizienz privater und offentlicher Gebaude sowie zur Forderung
der raschen Markteinfuhrung umweltfreundlicher Produkte treffen:

— Die Mitgliedstaaten sollten anspruchsvolle Ziele formulieren, damit o6ffentliche
Gebdude ebenso wie Privat- und Sozialwohnungen den hochsten européischen
Energieeffizienznormen genigen und regelmdiig einer Energiezertifizierung
unterzogen werden. Um ihre nationalen Ziele leichter zu erreichen, sollten die
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Mitgliedstaaten eine Ermaldigung der Grundsteuer fir energieeffiziente Gebaude in
Erw&gung ziehen. Die Kommission hat gerade Vorschlage® unterbreitet, die auf eine
erhebliche Steigerung der Energieeffizienz von Gebauden abzielen, und sie ruft Rat
und Parlament auf, der Annahme dieser Vorschlége Prioritét el nzurdumen.

Aulerdem sollten die Mitgliedstaaten ihre operativen Strukturfondsprogramme neu
ausrichten und dabei fir Investitionen in die Energieeffizienz, auch im sozialen
Wohnungsbau, einen héheren Anteil vorsehen. Um die Mdglichkeiten in diesem
Zusammenhang auszuweiten, schlagt die Kommission eine Anderung der
Strukturfonds-Verordnungen zur Unterstiitzung dieser Neuausrichtung vor; diese
Anderungen miissten rasch angenommen werden.

Die Kommission wird mit der EIB und einer Relhe von nationaen
Entwicklungsbanken zusammenarbeiten, um einen ,2020-Fonds fir Energie,
Klimaschutz und Infrastruktur® zur Finanzierung von Eigenkapital- und Quasi-
Eigenkapital projekten aufzulegen.

Die Kommission ruft Mitgliedstaaten und Wirtschaft dringend zur Entwicklung
innovativer Finanzierungsmodelle auf (Finanzierung von Sanierungsarbeiten
bei spielsweise durch tiber mehrere Jahre gestreckte Rickzahlungen auf der Grundlage
der eingesparten Energiekosten).

. Férderung der raschen Markteinfiihrung von umweltfreundlichen Produkten

Die Kommission wird vorschlagen, auf umweltfreundliche Waren und
Dienstleistungen ermalligte MwSt-Satze zu erheben, um insbesondere die
Energieeffizienz bei Gebauden zu steigern. Sie ermutigt die Mitgliedstaaten zu
weiteren Anreizen fur die Verbraucher, um die Nachfrage nach umweltfreundlichen
Produkten zu stimulieren.

AulRerdem sollten die Mitgliedstaaten rasch Umweltvertr &glichkeitsanfor derungen
in Bezug auf externe Stromversorgungseinrichtungen, den Stromverbrauch von
Gerdten im Stand-by-Modus und in ausgeschaltetem Zustand, Set-top-Boxen und
L euchtstofflampen anwenden.

Die Kommission wird rasch Regelungen fir ander e Produkte mit einem sehr hohen
Energiesparpotenzial — etwa Fernsehgeréte, Innenbeleuchtungen, Kihl- und
Gefriergerdte, Waschmaschinen, Warmwasserbereiter und Klimaanlagen —
ausarbeiten.

d) Forschung und Innovation

Die Finanzkrise und in ihrem Gefolge die Verknappung der offentlichen und privaten
finanziellen Ressourcen mag mancherorts zum Anlass dienen, geplante FuE-
Bildungsinvestitionen zu verzogern oder betrachtlich zu kirzen, wie in friheren
Abschwungphasen schon geschehen. In der Ruickschau hat sich jedoch erwiesen, dass diese
Beschllsse zu einer massiven Vernichtung von Kapital und Wissen mit sehr negativen
Auswirkungen auf die mittel- bis langerfristigen Wachstums- und Beschéftigungsaussichten
in Europa gefuhrt haben. Demgegentiber gab es sowohl innerhalb als auch aul3erhalb Europas

KOM(2008) 755 vom 13.11.2008.
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Beispiele von Landern, die in weiser Voraussicht in wirtschaftlich schwierigen Zeiten ihre
FUE- und Bildungsausgaben erhoht und damit die Grundlage fir ihre starke Stellung auf dem
Feld der Innovation gelegt haben.

8. Steigerung der Investitionen in FUE, Innovation und Bildung

Die Mitgliedstaaten und die private Wirtschaft sollten die geplanten Investitionen in
Bildung und FutE (entsprechend ihren nationalen FuE-Zielvorgaben) erhéhen, um
Wachstum und Produktivitdt zu beleben. Sie sollten auch Mal3nahmen zur Steiger ung der
privaten FuE-Investitionen in Betracht ziehen, beispielsweise steuerliche Anreize,
Zuschusse und/oder Subventionen. Die Mitgliedstaaten sollten weiter in die Verbesserung
der Bildung investieren.

9. Entwicklung sauberer Technologien fir Autosund im Bauwesen

Zur Forderung der Innovation im produzierenden Gewerbe und insbesondere in der
Bau- und der Automobilindustrie, die sich einem krisenbedingten Nachfrageeinbruch
und erheblichen Herausforderungen beim Ubergang zu einer umweltfreundlichen
Wirtschaft gegenubersehen, schlagt die Kommission drel grof3e offentlich-private
Partner schaften vor:

— Im Automobilsektor soll in einer ,, Européischen Initiative fir umweltfreundliche
Kraftfahrzeuge® die Forschung zu einem breiten Spektrum an Technologien und
intelligenten Energieinfrastrukturen geblndelt werden, die fir einen Durchbruch bei
der Nutzung erneuerbarer und nicht verschmutzender Energietrdger und der Senkung
der CO,-Emissionen sowie fur die Verkehrssicherheit und einen flissigen Verkehr
entscheidend sind. Die Finanzierung der mit mindestens 5 Mrd. EUR ausgestatteten
Partnerschaft wirden sich die Gemeinschaft, die EIB, die Wirtschaft und die
Mitgliedstaaten teilen. Dabei wirde die EIB kostenbasierte Darlehen fir
Automobilhersteller und Zulieferer bereitstellen, um Innovationen insbesondere in
Technologien zur Verbesserung der Sicherheit und der Umweltfreundlichkeit von
Kraftfahrzeugen, z.B. in Elektrofahrzeuge, zu finanzieren. Nachfrageseitige
Maldnahmen wie beispielsweise die Senkung von Zulassungss und anderen
Kraftfahrzeugsteuern flr emissionsarme Fahrzeuge durch die Mitgliedstaaten sowie
Regelungen zur Verschrottung von Altfahrzeugen sollten in diese Initiative einbezogen
werden. Dariiber hinaus wird die Kommission den Aufbau eines Beschaffungsnetzes
regionaler und lokaler Behdrden unterstiitzen, in dem die Nachfrage nach sauberen
Omnibussen und anderen Fahrzeugen gebiindelt werden soll, und die DurchfUhrung der
Initiative ,, CARS21"* beschleunigen.

— Im Bausektor sollen in ener ,Européischen Initiative fur energieeffiziente
Gebaude® umweltfreundliche Technologien und die Entwicklung energieeffizienter
Systeme und Materialien fir neue und renovierte Gebaude gefdrdert werden, um
Energieverbrauch und CO,-Emissionen radikal zu senken’. Regulierungs- und
Normierungsfragen sollten in dieser Initiative einen breiten Raum einnehmen, und auch
hier ist an die Bildung eines Beschaffungsnetzes regionaler und lokaler Behotrden
gedacht. Fur diese Partnerschaft wird mit einem Mittelbedarf in Hohe von 1 Mrd. EUR
gerechnet. Die Initiative wirde durch spezifische Malinahmen unterstiitzt, die im
Rahmen der Mal3nahmen 5 und 6 zu Infrastruktur und Energieeffizienz vorgeschlagen

Gegenwartig entfallen rund 40 % des Energieverbrauchs auf Gebaude.
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werden.

— Eine ,Initiative zur Fabrik der Zukunft* soll die Technologienutzung im
produzierenden Gewerbe fordern. Mit dieser sektoribergreifenden Initiative sollen
EU-Unternehmen des produzierenden Gewerbes und insbesondere KMU durch Ausbau
ihrer  technologischen Grundlagen bei der Anpassung an den weltweiten
Wettbewerbsdruck unterstiitzt werden, indem zukunftstréchtige Basistechnologien etwa
far intelligente Maschinen und Herstellungsverfahren entwickelt und in ihre Tatigkeit
integriert werden. Fir diese Partnerschaft wird ein Mittelbedarf von 1,2 Mrd. EUR
veranschlagt.

10. Hochgeschwindigkeits-Internet fur alle

Hochgeschwindigkeits-Internetverbindungen fordern die schnelle Verbreitung von
Technologien, was wiederum Nachfrage nach innovativen Produkten und
Dienstleistungen schafft. Die Ausstattung Europas mit dieser modernen Infrastruktur
gleicht in ihrer Bedeutung dem Aufbau des Eisenbahnnetzes im neunzehnten Jahrhundert.
Um die fuhrende Position Europas bel Festnetz- und drahtloser Kommunikation
auszubauen und die Entwicklung von Dienstleistungen mit hohem Mehrwert zu
beschleunigen, sollten die Kommission und die Mitgliedstaaten gemeinsam mit der
Branche eine Breitband-Strategie zur Beschleunigung der Erneuerung und des Ausbaus
der Netze entwickeln. Diese Strategie wird aus offentlichen Mitteln gefordert, um
unterversorgte oder nur unter hohen Kosten erreichbare Gebiete mit Breitband-
Anschlissen zu versorgen, wenn der Markt dies nicht leistet. Bis 2010 sollten die EU-
Birger zu 100% mit Hochgeschwindigkeits-Breitbandanschliissen versorgt sein.
Aul¥erdem sollten die Mitgliedstaaten — auch zur Steigerung der Leistungsfahigkeit der
bestehenden Netze — wettbewerbsorientierte Investitionen in Glasfasernetze fordern und
die Vorschlage der Kommission zur Bereitstellung von Frequenzen fur drahtlose
Breitbanddienste genehmigen. Aus den fir die o.a. Mal3nahme 5 veranschlagten Mitteln
wird die Kommission in den Jahren 2009/10 fir Investitionen in diese Breitbandnetze
zusétzlich 1 Mrd. EUR bereitstellen.

3. EINSATZ FUR WELTWEITE L OSUNGEN

Die Herausforderungen, denen sich die EU heute gegentibersieht, sind Teil der weltweiten
makrotkonomischen Herausforderungen, die der Washingtoner Gipfel Uber die Finanzmérkte
und die Weltwirtschaft hervorgehoben hat. Dieses Europaische Konjunkturprogramm wird
Teil des EU-Beitrags zu einer engeren internationalen makrotkonomischen Zusammenarbeit
unter Einschluss der Schwellenlénder sein, um zum Wirtschaftswachstum zurtickzukehren,
nachteilige Dominoeffekte zu vermeiden und die Entwicklungslander zu unterstiitzen. Die EU
hat in den vergangenen Jahrzehnten in groBem Umfang vom wachsenden
grenziberschreitenden Kapitalverkehr und Handel mit den Industrie- und zunehmend auch
den Schwellenlandern profitiert. Die Finanzkrise hat gezeigt, wie stark die gegenseitige
Abhangigkeit inzwischen geworden ist. Das Ausmal’ und die Geschwindigkeit, mit denen ein
Vertrauensverlust in einem Erdteil binnen kirzester Frist weltweit die Finanzmérkte
erschuttert und auf die Realwirtschaft Ubergegriffen hat, geben zu Recht Anlass zu Besorgnis.
In der Wirtschaft von heute stellt eine Krise auf einem systemrelevanten Finanzmarkt ein
globales Problem dar und sollte entsprechend behandelt werden. Ein entscheidender Teil einer
abgestimmten EU-Reaktion auf den wirtschaftlichen Abschwung muss in einem intensiveren
Zusammengehen mit unseren internationalen Partnern und mit internationalen Organisationen
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liegen, um bei der Bewéltigung der Herausforderungen im In- und Ausland und auch in den
Entwicklungslandern, die mit am hértesten getroffen werden, zusammenzuarbeiten.

Den Welthandel in Gang halten

Die wirtschaftliche Erholung Europas hangt von der Fahigkeit unserer Unternehmen ab, die
von den Weltmarkten gebotenen Chancen bestmoglich zu nutzen. Die Rickkehr Europas auf
einen soliden Wachstumspfad wird auch von seiner Exportfahigkeit abhangen. Daher sind die
Offenhaltung von Handelsverbindungen und Investitionsgel egenheiten auch das beste Mittel,
die globalen Auswirkungen der Krise zu begrenzen, da die weltweite Erholung ganz
wesentlich von der Wirtschaftslage der Schwellen- und Entwicklungsléander abhangt.

Wir missen daher unser Engagement fir weltweit offene Mérkte fortsetzen, unseren eigenen
Markt so offen wie moglich halten und darauf bestehen, dass die Drittlénder das Gleiche tun,
wozu insbesondere die Einhaltung der WTO-Regeln gewéahrleistet werden muss. Um dieses
Ziel zu erreichen, sollte sich Europa erneut in folgenden Bereichen engagieren:

— Einsatz fir eine rasche Einigung Uber ein Welthandelsabkommen in der Doha-Runde der
WTO. Entsprechend ihrer auf dem Washingtoner Gipfel vom 15. November erneuerten
Zusage hat die Kommission nicht gezgert, zusammen mit den wichtigsten WTO-Partnern
ihre Bemiihungen um eine Einigung uUber die Modalitéten bis Jahresende zu intensivieren.
Ein Erfolg der Handelsrunde wirde kurzfristig ein starkes Signal des Vertrauens in die
neue Weltwirtschaftsordnung aussenden. Daraus wirden auf mittlere Sicht durch Senkung
noch bestehender hoher Zolle in wichtigen Partnermérkten Verbrauchern und
Unternehmen in der ganzen Welt Vorteile in Form niedrigerer Preise erwachsen.

— Weltere Unterstiitzung der der wirtschaftlichen und sozialen Konsolidierung in den
Kandidatenlandern und den Staaten des westlichen Balkans im gegenseitigen Interesse
der EU und der Region. Dazu wird die Kommission ein mit 120 Mio. EUR ausgestattetes
» Krisenbewaltigungspaket* zusammenstellen, um Darlehen international er
Finanzinstitutionen in H6he von 500 Mio. EUR zu mobilisieren.

— Schaffung eines dichten und umfassenden Netzes von Freihandelsabkommen mit den
Nachbarlandern als Schritt auf dem Weg zu einem stérker integrierten regionalen Markt.
Mit ihrem Instrument der Nachbarschaftspolitik kann die EU auf der Mittelmeer-Union
und den Planen flr eine neue Partnerschaft mit dem Osten aufbauen.

— Intensivierung der Bemihungen um den Abschluss neuer, anspruchsvoller
Freihandelsabkommen mit anderen Handel spartnern.

— Aufbau enger Arbeitsbeziehungen mit der neuen US-Regierung, u.a. im Rahmen des
Transatlantischen Wirtschaftsrats. Auch mit anderen wichtigen Industrieléndern wie
etwa Kanada und Japan wére eine wirksame Zusammenarbeit auf der Regulierungsebene
zu fuhren.

— Fortsetzung des Dialogs mit wichtigen bilateralen Partnern wie China, Indien, Brasilien
und Russland zur Erdrterung von Angelegenheiten des offentlichen Beschaffungswesens
und des Wettbewerbs sowie von Fragen des geistigen Eigentums.

Dem Klimawandel begegnen

Die Krise fdlt in eine Zeit, in der ein umfassender Strukturwandel hin zur Wirtschaft mit
geringem CO,-Ausstol3 kurz bevorsteht. Die Bekdmpfung des Klimawandels kann grof3e neue
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wirtschaftliche Chancen zur Entwicklung neuer Technologien, zur Schaffung von
Arbeitsplatzen und zur Sicherung der Energieversorgung eréffnen.

Eine Einigung Uber die interne EU-Klimastrategie auf dem Europaischen Rat im Dezember
und mit dem Européischen Parlament wirde die fihrende Rolle untermauern, die die EU bei
den Bemihungen um ein ehrgeiziges internationales Klimaabkommen auf der Kopenhagener
UN-KIlimakonferenz Ende 2009 anstreben muss.

Die Entwicklungslander unterstiitzen

Die aktuelle Krise wird den bestehenden Druck auf die Entwicklungslander, die sich oftmals
in einer weniger guten Ausgangsposition befinden, weiter erhéhen. Umso wichtiger ist es,
dass die EU und andere Partner ihren Willen zur Einhaltung der
Millenniumsentwicklungsziele bekréftigen. Zudem konnte es erforderlich sein, dass
Industrielénder -regionen wie die EU neue, flexible und innovative Instrumente fur die
Unterstiitzung der Entwicklungslander bel der Bewdltigung der schnell zutage tretenden
Auswirkungen der Krise entwickeln (z.B. die Nahrungsmittel hilfe-Fazilitét der EU).

Die weitere Unterstiitzung von Schwellen- und Entwicklungsandern auf dem Weg zu
nachhaltigem Wachstum ist im Vorfeld der internationalen Konferenz Uber
Entwicklungsfinanzierung, die vom 29. November bis zum 2. Dezember in Doha stattfinden
wird, von besonderer Bedeutung. Auf dieser Konferenz wird die EU — auch 2007 grofiter
Geldgeber — das Zid bekraftigen, die Entwicklungshilfe bis 2010 auf 0,56 % und bis 2015 auf
0,7% des BNE anzuheben, und andere Geberlander auffordern, ebenfalls an diesen
Zielvorgaben festzuhalten.

Die Forderung einer nachhaltigen Entwicklung u.a. durch Verwirklichung der Zielvorgaben
far den Entwicklungshilfeanteil am BNE und der Millenniumsentwicklungsziele, aber auch
durch das Angehen der Herausforderungen im Hinblick auf verantwortungsvolles
Regierungshandeln, ist in wirtschaftlichen Krisenzeiten von besonderer Bedeutung. Die
gerechte Verteilung der Vorteile nachhaltigen Wachstums, die Bekampfung des
Klimawandels, die Sicherheit der Energiee und der Lebensmittelversorgung und
verantwortungsvolles Regierungshandeln stellen miteinander verknipfte Herausforderungen
dar, bei deren Bewdltigung auch den internationalen Finanzgremien ebenso wie anderen
internationalen Organisationen eine wichtige Rolle zukommt.

4, SCHLUSSFOL GERUNGEN

Unzweifelhaft stehen der EU in den kommenden Monaten schwierige Zeiten bevor, wenn die
Folgen des Wirtschaftsabschwungs in der Welt und in Europa Beschéaftigung und Nachfrage
unter Druck setzen werden. Durch gemeinsames Handeln kénnen die Mitgliedstaaten und die
EU-Organe jedoch das Vertrauen bel Verbrauchern und Unternehmen wiederherstellen, das
Kreditgeschéft wiederbeleben und Investitionen in unsere Volkswirtschaften stimulieren, so
dass Arbeitspldtze geschaffen werden und Arbeitdose neue Stellen finden. Das in dieser
Mitteilung vorgestellte Europdische Konjunkturprogramm soll die Grundlagen fir eine
rasche Einigung zwischen den Mitgliedstaaten schaffen, um die europdische Wirtschaft
wieder in Schwung zu bringen.

Die Europadische Kommission ruft das Europédische Parlament auf, dieses Europdische
Konjunkturprogramm voll zu untersttitzen.

Sie ersucht die Staats- und Regierungschefs, auf ihrer Tagung am 11. und 12. Dezember 2008
(1)  dieses Européische Konjunkturprogramm zu genehmigen,
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)

©)

(4)

©)

(6)

die Europédische Kommission und den Rat aufzufordern, gemeinsam dafir Sorge zu
tragen, dass die Mal3nahmen auf nationaler und auf EU-Ebene zusammengenommen
mindestens ein Volumen von 1,5 % des BIP erreichen,

dafir zu sorgen, dass aktualisierte Stabilitdtss und Konvergenzprogramme
einschliefdich der nationalen Impulse nach Maligabe der im Stabilitéts und
Wachstumspakt festgelegten Verfahren bewertet und die dabel mogliche Flexibilitét
genutzt wird,

die zehn Mal3nahmen des Européischen Konjunkturprogramms zu genehmigen und
Rat und Parlament aufzufordern, die zur Durchfihrung dieser Mal3nahmen
gegebenenfalls erforderlichen gesetzgeberischen Schritte zu beschleunigen,

zu vereinbaren, die Fortschritte bei der Umsetzung des Programms auf der Grundlage
eines Beitrags der Kommission vor dem Frihjahrsgipfel 2009 zu bewerten, um weitere
Maltnahmen zu bestimmen, die auf der Ebene der EU und der Mitgliedstaaten
erforderlich sind, um die Konjunktur zu stimulieren,

weiter in enger Zusammenarbeit mit den internationalen Partnern globale Losungen
zur Starkung ener globalen Ordnungspolitik und zur Unterstitzung des
wirtschaftlichen Wiederauf schwungs zu entwickeln.

21

DE



	1. EINLEITUNG
	2. UNTERSTÜTZUNG DER REALWIRTSCHAFT UND STÄRKUNG DES VERTRAUENS
	2.1. Währungs- und kreditpolitische Aspekte
	2.1.1. Die Rolle der Europäischen Zentralbank und anderer Zentralbanken
	2.1.2. Die Rolle der Banken
	2.1.3. Die Rolle der Europäischen Investitionsbank und der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung

	2.2. Haushaltspolitik
	2.3. Maßnahmen in den vier vorrangigen Bereichen der Lissabon-Strategie
	2.3.1. Sicherung der Beschäftigung und Förderung der unternehmerischen Initiative
	2.3.2. Weiter in die Zukunft investieren


	3. EINSATZ FÜR WELTWEITE LÖSUNGEN
	4. SCHLUSSFOLGERUNGEN

